
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Andrej Hunko, Alexander Ulrich,
Sören Pellmann, Victor Perli und der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 20/557 –

Einstellung des Vertragsverletzungsverfahrens der Europäischen Kommission 
gegen Deutschland wegen des PSPP-Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. Mai 2020

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Am 5. Mai 2020 verkündete das Bundesverfassungsgericht sein PSPP-Urteil 
(Az. 2 BvR 859/15, 2 BvR 1651/15, 2 BvR 2006/15 und 2 BvR 980/16), dem 
zufolge die Europäische Zentralbank (EZB) außerhalb ihrer Befugnisse („ultra 
vires“) handelte, indem sie nicht darlegte, ob und inwiefern sie das am 
14. Mai 2015 beschlossene Programm zum Aufkauf von Wertpapieren des öf-
fentlichen Sektors an den Sekundärmärkten (Public Sector Asset Purchase 
Programme – PSPP), EZB/2015/10, ABl EU, Nummer L 121) einer Kontrolle 
auf seine Verhältnismäßigkeit unterzogen hatte. Zudem rügte das Bundesver-
fassungsgericht das Weiss-Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 
11. Dezember 2018 (C-493/17, EU:C:2018:1000) als Ultra-vires-Akt, weil es 
das PSPP lediglich einer Kontrolle auf offenkundigen Missbrauch, aber keiner 
Verhältnismäßigkeitskontrolle im engeren Sinne aussetzte.

Mit ihren Beschlüssen vom 3. bzw. 4. Juni 2020 reichte die Europäische Zen-
tralbank weitere Auskünfte über die Verhältnismäßigkeit des PSPP nach, die 
auf Grundlage einer Bewertung der Deutschen Bundesbank vom Deutschen 
Bundestag und von der Bundesregierung geprüft wurden. Nach Auffassung 
des Deutschen Bundestages und der Bundesregierung war die Verhältnismä-
ßigkeit des PSPP-Programms damit hinreichend dokumentiert. Am 18. Mai 
2021 wies das Bundesverfassungsgericht Vollstreckungsanträge ab, die auf 
weitere Prüfungen der Rechtsbindung des PSPP zielten. Der Konflikt um das 
PSPP war damit in praktischer Hinsicht beendet.

Gleichwohl leitete die Europäische Kommission am 9. Juni 2021 ein Vertrags-
verletzungsverfahren gemäß Artikel 258 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der EU (AEUV) gegen die Bundesrepublik Deutschland ein und richtete ein 
Aufforderungsschreiben (C(2021)4251 final) an die Bundesrepublik Deutsch-
land, in dem sie ihrer Rechtsauffassung Ausdruck verlieh, dass das PSPP-
Urteil des Bundesverfassungsgerichts als Vertragsverletzung zu qualifizieren 
sei. Die Bundesregierung antwortete mit Schreiben vom 3. August 2021. Sie 
legte im Kern dar, dass die Bundesrepublik Deutschland den Anwendungsvor-
rang des Unionsrechts anerkenne, und schlug Maßnahmen zum Rechtsdialog 
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über die Probleme vor, die sich aus der multipolaren europäischen Rechtsord-
nung („constitutional pluralism“) ergeben können. Darüber hinaus versicherte 
die Bundesregierung, sie werde alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel nut-
zen, um die Beachtung der Grundsätze der Autonomie, des Anwendungsvor-
rangs sowie der Wirksamkeit und der einheitlichen Anwendung des Unions-
rechts sicherzustellen.

Am 2. Dezember 2021 verkündete die Europäische Kommission in einer Pres-
semitteilung ihren Beschluss zur Einstellung des genannten Vertragsverlet-
zungsverfahrens (https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/inf_2
1_6201). Die Begründung dieses Beschlusses ist für die Verfassungsordnung 
Deutschlands und speziell für den Grundsatz der Gewaltenteilung von erhebli-
cher Brisanz. Der Kommissionsmitteilung zufolge habe sich die Bundesregie-
rung gegenüber der Europäischen Kommission „verpflichtet (…) unter aus-
drücklicher Bezugnahme auf ihre in den Verträgen verankerte Pflicht zur loya-
len Zusammenarbeit, alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel zu nutzen, um 
weitere Ultra-vires-Feststellungen vonseiten des Bundesverfassungsgerichts 
aktiv zu vermeiden.“ (ebd.).

1. Bestätigt die Bundesregierung die Darstellung der Europäischen Kommis-
sion, sie sei gegenüber der Kommission eine Verpflichtung zur Einwir-
kung auf das Bundesverfassungsgericht eingegangen, um weitere Ultra-
vires-Feststellungen des Gerichts „aktiv“ zu vermeiden (bitte begründen)?

3. Falls die Bundesregierung nicht bestätigt, gegenüber der Europäischen 
Kommission eine Verpflichtung zur Einwirkung auf das Bundesverfas-
sungsgericht eingegangen zu sein: Wird sie gegenüber der Kommission 
und gegenüber der Öffentlichkeit klarstellen, dass sie keine entsprechende 
Verpflichtung eingegangen ist (bitte begründen)?

4. Ist das Antwortschreiben der Bundesregierung unabhängig von der Frage 
der Korrektheit der Darstellung der Europäischen Kommission in der Be-
gründung ihres Beschlusses zur Einstellung des Vertragsverletzungsver-
fahrens dahin gehend zu interpretieren, dass sie die Wahrnehmung der 
Kontrollbefugnisse gegenüber Rechtsakten der Europäischen Union von-
seiten des Bundesverfassungsgerichts für illegitim hält (bitte begründen)?

Die Fragen 1, 3 und 4 werden zusammen beantwortet.
Für die Bundesregierung besteht eine verfassungsrechtliche Verpflichtung, alle 
ihr zur Verfügung stehenden rechtlichen und politischen Mittel einzusetzen, um 
eine Einhaltung des durch die Zustimmungsgesetze festgelegten Integrations-
programms zu gewährleisten (BVerfGE 134, 366 [394 ff.]) und so einen Anlass 
für eine Ultra-vires-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu verhin-
dern. Das Zitat aus der Pressemitteilung der Europäischen Kommission zur 
Verfahrenseinstellung mit der Verpflichtung der Bundesregierung, „alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel zu nutzen, um in Zukunft eine Wiederholung einer 
Ultra-vires-Feststellung aktiv zu vermeiden“, auf das die Vorbemerkung der 
Fragesteller mit einer von der zitierten Quelle abweichenden Formulierung Be-
zug nimmt, findet sich so in der Antwort der Bundesregierung an die Europä-
ische Kommission nicht.
In ihrer Antwort an die Europäische Kommission hat sich die Bundesregierung 
ausdrücklich zur Rechtsstaatlichkeit bekannt, zu der erklärtermaßen auch die 
Unabhängigkeit der Gerichte gehört. Einer darüberhinausgehenden Erläuterung 
bedarf es aus Sicht der Bundesregierung nicht.
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2. Falls die Bundesregierung diese Verpflichtung gegenüber der Europäi-
schen Kommission bestätigt,

a) ergibt sich die von der Europäischen Kommission berichtete Ver-
pflichtung der Bundesregierung aus anderen (mündlichen oder schrift-
lichen) Quellen als dem vom 3. August 2021 datierenden Antwort-
schreiben der Bundesregierung (Quellen bitte einzeln benennen und 
erläutern),

b) hat die Europäische Kommission (mündlich oder schriftlich) gegen-
über der Bundesregierung spezifiziert, was sie unter den Mitteln zur 
„aktiven Vermeidung“ künftiger Ultra-vires-Feststellungen durch das 
Bundesverfassungsgericht versteht,

c) vertritt die Bundesregierung die Rechtsauffassung, dass eine solche 
Einwirkung mit dem Grundsatz der Gewaltenteilung vereinbar ist,

d) vertritt die Bundesregierung die Rechtsauffassung, dass sie befugt ist, 
sich gegenüber der Europäischen Kommission zur Einwirkung auf 
Verfassungsorgane wie das Bundesverfassungsgericht zu verpflichten,

e) welche Mittel stehen der Bundesregierung für eine entsprechende „ak-
tive“ Einwirkung auf das Bundesverfassungsgericht nach ihrer Rechts-
auffassung zur Verfügung, und welche konkreten Maßnahmen wird sie 
einleiten (bitte einzeln benennen und erläutern)?

Auf die Antwort zu den Fragen 1, 3 und 4 wird verwiesen.

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Europäischen Kommission, 
die im Fall von möglichen Ultra-vires-Feststellungen einen Dialog im 
Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens gemäß Artikel 267 AEUV 
vorsieht, der, wenn notwendig, ein Prozess eines sich wiederholenden 
Dialogs sein soll, bei dem das Bundesverfassungsgericht aber an keiner 
Stelle selbst entgegen dem EuGH urteilen könnte, sondern nur eine weite-
re Vorabentscheidung bemühen könnte?

6. Unter welchen Voraussetzungen ist nach Auffassung der Bundesregierung 
das Bundesverfassungsgericht befugt, unbeschadet des grundsätzlichen 
Vorrangs des EU-Rechtes im Einzelfall das Vorliegen eines Ultra-vires-
Aktes festzustellen, nachdem es dem Europäischen Gerichtshof diese Auf-
fassung im Rahmen des Vorabentscheidungsverfahrens (ggf. mehrfach) 
dargelegt und begründet hat, der EuGH in diesem Verfahren jedoch (ggf. 
wiederholt) anders urteilt?

Die Fragen 5 und 6 werden zusammen beantwortet.
Gemäß der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts gilt „die Pflicht zur 
vorherigen Vorlage […] nicht nur im Rahmen der Ultra-vires-Kontrolle, son-
dern auch vor der Feststellung der Unanwendbarkeit einer Maßnahme von 
Organen, Einrichtungen oder sonstigen Stellen der Europäischen Union in 
Deutschland wegen einer Berührung der durch Art. 79 Abs. 3 in Verbindung 
mit Art. 1 und Art. 20 GG geschützten Verfassungsidentität“ (BVerfGE 146, 
216 Rn. 58).
Die Bundesregierung hat sich vor diesem Hintergrund in ihrem Antwortschrei-
ben gegenüber der Europäischen Kommission wie folgt geäußert: „Die Bundes-
regierung erkennt an, dass in einem Fall, in dem mitgliedstaatliche Gerichte ei-
nen Unionsrechtsakt für kompetenzwidrig erachten oder die Gefahr einer Ver-
letzung der nationalen Identität eines Mitgliedstaates sehen, welche die Union 
gemäß Artikel 4 Absatz 2 EUV schützt, die mitgliedstaatlichen Gerichte ver-
pflichtet sind, dem EuGH diesen Fall zur Vorabentscheidung gemäß Artikel 
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267 AEUV vorzulegen, was – falls notwendig – eine Zweitvorlage ein-
schließt.“
Inwiefern die Notwendigkeit zu einer mehrfachen Vorlage an den EuGH be-
steht, entscheidet das vorlegende Gericht im Rahmen seiner verfassungsrecht-
lich garantierten Unabhängigkeit.

7. Welche Erfordernisse ergeben sich aus dem Grundgesetz für die Kontrolle 
der Wahrung der Verfassungsidentität und des Prinzips der begrenzten 
Einzelermächtigung durch das Bundesverfassungsgericht im Rahmen der 
Europäischen Verträge, und wäre eine Auslegung der EU-Verträge, die 
EU-Recht und der Rechtsprechung des EuGH absoluten Vorrang geben 
und eine entsprechende Kontrolle und letztliche Entscheidungssouverä-
nität des Bundesverfassungsgerichts ausschließen würde, mit dem Grund-
gesetz vereinbar?

Die Bundesregierung hat ihre Auffassung zur Reichweite des Anwendungsvor-
rangs unter Bezugnahme auf die Vorgaben des Verfassungsrechts in ihrem Ant-
wortschreiben an die Europäische Kommission wie folgt dargelegt:
„Das deutsche Grundgesetz enthält ausweislich seiner Präambel und Artikel 23 
Absatz 1 GG ausdrücklich den Verfassungsauftrag zur Verwirklichung eines 
vereinten Europas. Ebenso wie die Europäischen Verträge verpflichtet daher 
vor diesem Hintergrund das Grundgesetz alle deutschen Verfassungsorgane ihre 
jeweiligen Kompetenzen europarechtsfreundlich und im Einklang mit den Uni-
onsverträgen auszuüben. Die Bundesrepublik Deutschland hat den Anwen-
dungsvorrang durch die Ratifikation des Vertrags von Lissabon mit der darin 
enthaltenen Erklärung (Nr. 17) zum Vorrang bestätigt.
Die Bundesrepublik Deutschland erkennt in diesem Sinne die Grundsätze der 
Autonomie, des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts vor dem Recht der 
Mitgliedstaaten, sowie seiner Wirksamkeit und einheitlichen Anwendung und 
die dem Gerichtshof durch die Verträge übertragenen Rechtsprechungskompe-
tenzen – insbesondere die Kompetenz im Einklang mit den Verträgen das Uni-
onsrecht verbindlich und abschließend auszulegen sowie über seine Gültigkeit 
zu urteilen – an.“

8. Hat die Bundesregierung auf die ihrerseits in ihrem Antwortschreiben vom 
3. August 2021 unterbreiteten Vorschläge zur „Einrichtung eines struktu-
rierten gerichtlichen Dialogs zwischen dem Europäischen Gerichtshof und 
den Höchst- und Verfassungsgerichten der Mitgliedstaaten“ sowie einer 
„Plattform europäischer Richterinnen und Richter“ eine (mündliche oder 
schriftliche) Antwort vonseiten der Europäischen Kommission erhalten?

Die Bundesregierung hat dazu keine Antwort der EU-Kommission erhalten.

a) Wenn ja, mit welchem Inhalt?

b) Wenn nein, welche Schritte wird die Bundesregierung unternehmen, 
um ihre Vorschläge zum Gerichtsdialog auf EU-Ebene zur Diskussion 
zu stellen?

Die Bundesregierung hat ihre Vorschläge zum Gerichtsdialog mit ihrer Stel-
lungnahme gegenüber der Europäischen Kommission auf EU-Ebene zur Dis-
kussion gestellt und wie folgt konkretisiert:
„Zudem regt die Bundesregierung an, die Einrichtung eines strukturierten ge-
richtlichen Dialogs zwischen dem Europäischen Gerichtshof und den Höchst- 
und Verfassungsgerichten der Mitgliedstaaten zu prüfen, um den Austausch 
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und ein gemeinsames Verständnis innerhalb des Europäischen Gerichtsverbun-
des zu fördern und zu stärken.
Neben der Intensivierung und Verstetigung bisheriger informeller Begegnungen 
könnte hierzu ein regelmäßiges Forum zum Austausch der mitgliedstaatlichen 
Verfassungs- und Höchstgerichte zusammen mit dem Gerichtshof im Sinne ei-
ner „Plattform europäischer Richterinnen und Richter“ geschaffen werden. Ein 
solches Forum könnte als Konsultationsgremium dazu beitragen, ein konstruk-
tives Miteinander im europäischen Gerichtsverbund im gemeinsamen Interesse 
der Wahrung des Rechts zu gewährleisten.“
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